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(Nr. 8491.) Geſetz, betreffend die nach dem Geſetz über das Koſtenweſen in Auseinander- 
ſetzungsſachen vom 24. Juni 1875. (Geſetz⸗Samml. S. 395.) zu gewährenden 
Tagegelder, Reiſekoſten und Feldzulagen. Vom 3. März 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: N 

Artikel J. 


Die $$. 10. und 14. des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinander⸗ 
ſetzungsſachen vom 24. Juni 1875. (Geſetz-Samml. S. 395.) werden, wie folgt, 
abgeändert. 8. 10 


Wenn Geſchäfte außerhalb des Ortes, an welchem der Kommiſſar ſeinen 
Wohnſitz hat, in einer Entfernung von nicht weniger als 2 Kilometer vorzu⸗ 
nehmen ſind, ſo gelten dieſelben als auswärtige, bei welchen Reiſezulagen und 
Reiſekoſten nach folgenden Sätzen zu liquidiren ſind: 

1) An Reiſezulage erhält für den Mehraufwand, einſchließlich der Koſten 
für Wohnung, Licht und Heizung, der Kommiſſar bei Abweſenheit 
von nicht Be als eintägiger Dauer 6 Mark, bei mehrtägiger Ab— 
weſenheit dagegen für jeden Tag 9 Mark. l 

Für den Protokollführer werden für jeden Tag 3 Mark gewährt. 

Dieſe Reiſezulagen werden auch für Sonn- und Feſttage oder andere 

1 5 0 nterbrechungen während der auswärtigen Beſchäftigung 
gewährt. 

Jahrgang 1877. (Nr. 8491.) 16 2) An 


Ausgegeben zu Berlin den 9. April 1877. 


— 1 
2) An Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten der Beförderung der erforder: 
lichen Akten, Karten u. ſ. w. erhalten: 


I. wenn, beziehentlich inſoweit die Reiſe auf Eiſenbahnen oder Dampf- 
ſchiffen gemacht werden kann: 


Meder Kom kkk 8 13 Pf. 
für das Kilometer und außerdem für jeden Zu: 
und Abgang zuſamme enn 3 Mark, 
der e 200 nen es, 10 Pf. 
für das Kilometer und außerdem für jeden Zu⸗ 
und Abgang zuſamm enn 2 Mark, 


II. wenn, beziehentlich inſoweit die Reiſe auf dem 1 zurück⸗ 
gelegt werden muß, mit Inbegriff der Auslagen für Chauſſee , 
Brücken⸗ und Fährgelder: 


a) der Kommiſſa:n „4 50 Pf. 
b) der Protokollführer 25 


für das Kilometer. 

Haben erweislich höhere Reiſekoſten als die vorſtehend zu I. und II. be⸗ 
ſtimmten aufgewendet werden müſſen, ſo werden dieſe erſtattet. 

Die Reiſekoſten werden, und zwar bei Reiſen auf dem Landwege nach 
dem nächſten fahrbaren Wege, für Hun und Rückreiſe beſonders berechnet. 

Hat jedoch der Beamte Dienſtgeſchäfte an verſchiedenen Orten unmittelbar 
nach einander ausgerichtet, ſo iſt der von Ort zu Ort zurückgelegte Weg unge⸗ 
theilt der Berechnung der Reiſekoſten ge Grunde zu legen. f 

Bei Berechnung der auf einer Reiſe zurückgelegten geſammten Entfernung 
wird jedes angefangene Kilometer für ein volles Kilometer gerechnet. Bei Reiſen, 
bei welchen die zurückgelegte Entfernung nicht weniger als 2 Kilometer, aber 
unter 8 Kilometer beträgt, werden Reiſekoſten, und zwar ſowohl für den Hin⸗ 
als für den Rückweg, für volle 8 Kilometer gewährt. N 


. 14. 


Die von den Auseinanderſetzungsbehörden verwendeten Vermeſſungsreviſoren 
und Feldmeſſer werden nach den für ſie beſtehenden beſonderen Beſtimmungen, 
insbeſondere des Feldmeſſerreglements, remunerirt. Für die von den Ausein⸗ 
anderſetzungsbehörden ausſchließlich und dauernd beſchäftigten Vermeſſungsbeamten 
kann der Verwaltungs⸗Chef nach Einvernehmen mit dem Finanzminiſter von 
dem gedachten Reglement abweichende Entſchädigungsſätze feſtſtellen. 

An Stelle der bisherigen in Wegfall kommenden Gewährung freier Woh⸗ 
nung, Licht und Heizung bei auswärtigen Geſchäften durch die Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Intereſſenten, ſowie an Stelle der ihnen bisher zugebilligten beſonderen 
Reiſediäten erhalten die Vermeſſungsbeamten fortab für jeden Kalendertag, welchen 
ſie behufs Erledigung der Geſchäfte in nicht weniger als 2 Kilometer Entfernung 
von ihrem gewöhnlichen Wohnorte nothwendig zubringen müffen, eine Feld- und 
en von 4,50 Mark, bei mehrtägiger Abweſenheit dagegen für jeden Tag 

Ark. s 
Art. 
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Artikel II. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Juſiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. März 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 


(Nr. 8492.) Geſetz, betreffend die Aufhebung des Lehnsverbandes im Geltungsbezirk des Oft- 
preußiſchen Provinzialrechts. Vom 16. März 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für diejenigen Landestheile, in welchen das Oſtpreußiſche Provinzialrecht vom 
4. Auguſt 1801. Geltung hat, was folgt: 


F. 1. 


Die unadeligen Lehngüter (Zuſatz 31. des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts) 
verlieren die Lehnseigenſchaft mit dem Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes. 


6. 2. 


In Beziehung auf die Ermländiſchen Lehngüter, die adeligen Lehngüter 
und ſämmtliche Geldlehne und Lehnsſtämme wird der noch beſtehende Lehns- 
verband nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen aufgelöſt. 


$. 3. 


Bei der Auflöſung des Lehnsverbandes werden nur diejenigen Agnaten, 
Mitbelehnte und andere Succeſſionsberechtigte, welche unter dem Namen „Lehn⸗ 
berechtigte“ begriffen fein ſollen, berückſichtigt, welche bis zum Eintritt der Geſetzes⸗ 
kraft dieſes Geſetzes geboren ſind oder bis zum 302. Tage von dieſem Zeitpunkte 
an geboren werden und außerdem binnen zwei Jahren, von dem Zeitpunkte der 
Geſetzeskraft dieſes Geſetzes an gerechnet, entweder bei dem zuſtändigen Lehnshofe 
angemeldet oder, ſofern dies nicht früher geſchehen iſt, in das Grundbuch 
(Hypothekenbuch) eingetragen ſind. 3 

Or. 8491-8492.) 16* Ueber 
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Ueber die Anmeldung iſt eine Beſcheinigung zu ertheilen, und über die 

bei den Grundbüchern geſchehenen Eintragungen dem Lehnshofe Mittheilung 
u machen. 
f Die Eintragung oder Anmeldung iſt zur 1 der Ausſchließung, 
auch rückſichtlich derjenigen Lehnberechtigten erforderlich, deren Aſcendent an⸗ 
emeldet oder eingetragen iſt. Dieſelbe iſt für die unter väterlicher Gewalt 
ſteheaden Kinder vom Vater, für Mündel von dem Vormunde oder Pfleger zu 
veranlaſſen. Großjährige, unter väterlicher Gewalt ſtehende Perſonen ſind 
ſelbſtſtändig zu dieſem Antrage befugt. 

Die rechtzeitig erfolgte Eintragung oder Anmeldung, ſowie die Ertheilung 
der Beſcheinigung ſind toftenfrei 

Den Lehnshof bildet das Appellationsgericht, in deſſen Bezirk das Lehn- 
gut gelegen iſt, oder das Geldlehn oder der Lehnsſtamm verwaltet wird. Ueber 
ſchden e Kompetenzſtreitigkeiten der Lehnshöfe hat der Juſtizminiſter zu ent⸗ 

eiden. 


g. 4. 


Das Lehn verliert die Lehnseigenſchaft: 

1) wenn bis zum Ablauf der geſetzlichen Friſt ($. 3.) ein Lehnberechtigter 
weder bei dem Lehnshofe angemeldet, noch in dem Grundbuch als 
Lehnberechtigter eingetragen ift; 

2) wenn beim Ablauf jener Friſt kein Lehnberechtigter mehr am Leben ift; 

3) wenn die angemeldeten Lehnberechtigten durch Vertrag mit dem Lehns- 
beſitzer in die Allodifikation gewilligt haben oder willigen. 

Die Deſcendenten des Lehnsbeſitzers und der Lehnberechtigten werden durch 

die Einwilligung ihrer Aſcendenten in die Allodifikation des Lehns gebunden. 


§. 5. 
it bei dem Ablauf der zweijährigen Friſt ($. 3.) ein nach §. 3. zu berück⸗ 
ſichtigender Lehnberechtigter vorhanden, ſo verliert das Lehn in der Hand des 
Lehnsbeſitzers die Lehnseigenſchaft, wenn derſelbe bei dem Eintritt der Geſetzes⸗ 
kraft dieſes Geſetzes lehnsfähige Deſcendenz hat, oder bis zum 302. Tage von 
dieſer Zeit an erhält. N 
Unter lehnsfähiger Deſcendenz werden diejenigen Nachkommen verſtanden, 
welche nach den bisherigen Lehnrechten vor allen Agnaten und Mitbelehnten zur 
Succeſſion berufen ſind. 
$. 6. 


Hat der Lehnsbeſitzer keine nach $. 5. Abſatz 2. zu berückſichtigende Defcen- 
denz, iſt aber bei feinem Tode überhaupt ein nach F. 3. zu berückſichtigender Lehn⸗ 
berechtigter am Leben, ſo vererbt das Lehn als ſolches nach Recht und Ordnung 
der bisherigen Lehnsfolge, ohne daß es in Bezug auf die Zulaſſung noch anderer 
Perſonen zur Lehnsfolge auf die Zeit der Geburt und auf Anmeldung der Lehn⸗ 
berechtigten ankommt. a 

ie⸗ 
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Dieſelbe Lehnvererbung erfolgt auch dann, wenn der Beſitzer zwar nach 
dem im $. 3. gedachten Zeitpunkte lehnsfähige Deſcendenz erhält, dieſelbe aber 
vor ihm mit Tode abgeht. Br 

Ueberlebt der ſpäter geborene lehnsfähige Deſcendent den Lehnsbeſitzer, fo 
ſchließt er die Agnaten und Mitbelehnten von der Succeſſion aus und das Lehn 
verliert in ſeiner Hand die Lehnseigenſchaft. 


$. 7. 


Hat der zur Succeſſion gelangende Agnat oder Mitbelehnte beim Anfall des 
Lehns lehnsfähige Deſcendenz, fo verliert das Lehn in feiner Hand die Lehns⸗ 
eigenſchaft. Erhält er erſt ſpäter ae Deſcendenz, welche ihn überlebt, ſo 
verliert das Lehn in der Hand des Lehnsbeſitzers die Lehnseigenſchaft. Verſtirbt 
der ſpäter geborene Defcendent vor ihm, fo tritt eine fernere Succeſſion der Agnaten 
und Mitbelehnten unter den im $. 6. angegebenen Vorausſetzungen ein. 


§. 8. 


„Befindet ſich das Lehn im ungetheilten Mitbeſitz mehrerer Perſonen, fo 
verliert daſſelbe die Lehnseigenſchaft, wenn auch nur rüdjichtlich eines Miteigen- 
thümers die Bedingungen der $$. 5. bis 7. vorliegen. 


$. 9. 


Der Lehnsbeſitzer, in deſſen Händen das Lehn nach $$. 5. 6. 7. 8. die 
Lehnseigenſchaft verliert, hat die Wahl, ob er das Lehn 


1) gegen eine e von vier Prozent des Lehnswerthes (bei Geldlehnen 
und Lehnsſtämmen des Kapitalwerthes, bei Lehngütern nach Abzug der 
Lehnsſchulden) in Allode, 


2) nach den Vorſchriften der $$. 1. und 6. des Geſetzes vom 23. März 1857. 
(Geſetz⸗Samml. S. 169.) in ein Fideikommiß für die zur Lehnsſucceſſion 
berufenen Familienmitglieder dergeſtalt verwandeln will, daß er ſelbſt an 
die Stelle des erſten Fideikommißbeſitzers eintritt. Einer Einwilligung 
der Agnaten und Mitbelehnten bedarf es dazu nicht. 


$. 10. 


Die getroffene Wahl iſt bei dem zuſtändigen Appellationsgerichte binnen 
vier Jahren zu erklären. Dieſe Friſt läuft dem zur Zeit der Geſetzeskraft dieſes 
Geſetzes im Beſitze befindlichen Lehnsmann von der Zeit der Geſetzeskraft. Die 
Allodialerben des Lehnsbeſitzers haben, wenn derſelbe binnen dieſer Friſt ohne 
Erklärung der Wahl verſtirbt, das Wahlrecht, vom Tage des Erbanfalles an 
gerechnet, noch zwei Jahre. Geht die dem verſtorbenen Lehnsbeſitzer zugeſtandene 
vierjährige Friſt erſt nach Ablauf dieſer zwei Jahre zu Ende, ſo kommt den 
Allodialerben noch der volle Ueberreſt des vierjährigen Zeitraumes zu ſtatten. 

(Nr, 8492.) Ver⸗ 


Verliert das Lehn erſt in der Hand eines ſpäteren Beſitzers ($$. 6. 7.) die Lehns⸗ 
eigenſchaft, ſo hat derſelbe, vom Tage des Erbanfalles an gerechnet, zur Aus- 
übung des Wahlrechtes eine zweijährige Friſt. 


. 11. 


Steht der Lehnsmann wegen Minderjährigkeit unter Vormundſchaft, ſo 
ruht das Wahlrecht nach F. 9. und §. 10. während der Dauer derſelben. 


9. 12. 


Innerhalb dieſer Friſt iſt auch, je nachdem die Allodifikation oder die Ver- 
wandlung in Fideikommiß gewählt wird, die Abfindungsſumme an das Depo⸗ 
ſitorium des vom Lehnshofe zu bezeichnenden Gerichtes zu bezahlen oder bei der 
Fideikommißbehörde eine ſolche Stiftungsurkunde einzureichen, welche demnächſt 
die Beſtätigung erlangt. 


. 13. 


Erfolgt innerhalb der geſetzlich beſtimmten Friſten ($$. 10. 11.) überhaupt 
keine Wahl, oder bei gewählter Saen doch keine Einreichung der 
Fideikommißurkunde, ſo gilt die Verwandlung des ehns in Allode (F. 9. Nr. 1.) 

t 


als gewählt. 
$. 14. 


Jeder der nach §. 3. zu berückſichtigenden Lehnberechtigten hat das Recht, 
von dem Lehnsbeſitzer die Aufnahme einer Taxe und Zahlung der Allodifikations⸗ 
ſumme ad depositum zu fordern, ſobald die Verpflichtung zur Zahlung nach 
$$. 12. 13. eingetreten iſt. 


9. 15. 


Geht das Lehn auf einen Agnaten oder Mitbelehnten über, ſo erfolgt die 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem Lehnsfolger und den Allodialerben, insbeſondere 
die Abſonderung des Lehns vom Allodium, ſowie die Abfindung der Ehefrau 
und der Töchter des Lehnsbeſitzers nach den bisherigen Geſetzen. 


$. 16. 


Die nach F. 9. zu zahlende Allodiftkationsſumme dient in Ermangelung 
einer Einigung der Lehnberechtigten zu einer für die bisher lehntragende Familie 
beſtimmten Stiftung. 

Der zur Bildung dieſer 1 und Feſtſtellung des Statuts erforder- 
liche Familienſchluß wird in einer für die ganze Familie bindenden Weiſe durch 
die nach F. 3. ermittelten Lehnberechtigten gefaßt. 

Zur Zuſammenberufung der e genügt eine Vorladung mit der 
gg daß die Ausbleibenden durch den nach Mehrheit zu faſſenden Be- 
ſchluß der Erſchienenen gebunden ſind. a 

ie 
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Die Beſtätigung der Stiftung erfolgt durch das Gericht erſter Inſtanz, 
bei welchem die Allodifikationsſummen deponirt find. Iſt die Depofition der 
Allodifikationsſumme für Lehne derſelben Familie bei mehreren Gerichten erfolgt, 
fo ift das Appellationsgericht und, wenn die Gerichte in verſchiedenen Appella- 
tionsgerichtsbezirken liegen, der Juſtizminiſter ermächtigt, die Vorbereitung und 
Beſtätigung des Familienſchluſſes auf Antrag der Intereſſenten Einem dieſer 

erichte zu übertragen. 

Bis zur Beſtätigung des Statuts durch das zuſtändige Gericht werden 
die e Zinſen zum Kapital geſchlagen. 

. ine Stempelabgabe wird für die Bildung, reſp. Verſtärkung der Stiftung 
nicht erhoben. 


$. 17. 


Bei denjenigen Lehngütern, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
nur zu Gunſten der Deſcendenz des Stifters oder einer einzelnen Linie der lehn- 
beſitzenden Familie in Familienfideikommiß umgewandelt worden ſind, ſteht es 
dem Fideikommißbeſitzer binnen der nach $$. 10. und 11. zu bemeſſenden vier⸗ 
jährigen Friſt frei, die Stiftung auf ſämmtliche zur Lehnsſucceſſion berufene 
Familienmitglieder auszudehnen. Dieſe Umwandlung der Stiftung erfolgt 
ſtempelfrei. 

$. 18. 


Die Lehnseigenſchaft iſt bei den in F. 1. bezeichneten Lehnen im Grund— 
buch auf Antrag des eingetragenen Lehnsbeſitzers zu löſchen. 

Im Uebrigen kann die Lehnseigenſchaft nur unter Beibringung eines 
Zeugniſſes des Lehnshofes, daß die Lehnseigenſchaft erloſchen ſei, auf Antrag 
des Lehnsbeſitzers gelöſcht werden. 

Wird das Lehn in Fideikommiß umgewandelt oder die Fideikommißſtiftung 
auf aut zur Lehnsſucceſſion berufene Familienmitglieder ausgedehnt, fo 
hat die Fideikommißbehörde die Eintragung, beziehungsweiſe Erweiterung der 
Fideikommißeigenſchaft zu veranlaſſen. In dieſen Fällen muß gleichzeitig mit 
dieſer Eintragung die Löſchung der Lehnsqualität erfolgen. 


8.19. 


Für Geldlehne und Lehnsſtämme finden die Vorſchriften der $$. 3. bis 8. 
gleichfalls Anwendung. 
8 Gehören zu Lehnen Forderungsrechte, jo iſt der Lehnshof befugt, dem- 
jenigen, welchem beim Aufhören der Lehnseigenſchaft dieſe Rechte zufallen, eine 
Beſcheinigung zu ertheilen, welche ihn, auch für den Grundbuchverkehr, als 
Inhaber derſelben ausweiſt. 


$. 20. 

Die auf dem Lehnsverbande beruhenden Revokations⸗, Reluitions⸗ und 
Wiederkaufsrechte ſtehen nur den nach $. 3. zu berückſichtigenden Lehnberechtigten 
zu. Verliert ein durch antichretiſchen Pfandvertrag veräußertes Lehn en den 

(Nr. 8492.) or⸗ 
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Vorausſetzungen des F. 4. die Lehnseigenſchaft, fo erlangt der rechtmäßige Be⸗ 
ſitzer des Pfand⸗ und Nutzungsrechts das Eigenthum des Lehns. Die Um⸗ 
ſchreibung des Pfandbeſitzes in Eigenthum erfolgt im Grundbuche auf Grund 
einer Beſcheinigung des Lehnshofes, daß das Reluitionsrecht erloſchen ſei. 


8.21. 


Die Vorſchrift des $. 2. des Geſetzes vom 23. März 1857., betreffend die 
erleichterte Umwandlung Oſtpreußiſcher und Ermländiſcher Lehne in Familien⸗ 
fideikommiſſe (Geſetz-Samml. S. 169.), tritt außer Kraft. 

Die Vorſchriften der $$. 1. und 6. des gedachten Geſetzes greifen auch 
dann Platz, wenn Lehngüter zufolge dieſes Geſetzes die Lehnseigenſchaft verlieren 
und demnächſt zu Familienfideikommiſſen gewidmet werden, ſofern die Verlaut⸗ 
barung der Stiftungsurkunden innerhalb der nächſten vier Jahre, von Eintritt 
der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes an, erfolgt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 16. März 1877. 


(L. S. Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 
Hofmann. 


(Nr. 8493.) 


— 
(Nr. 8493.) Geſetz, betreffend die Theilung der Provinz Preußen. Vom 19. März 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
$.1. 


Aus der Provinz Preußen werden die beiden Provinzen: 


Oſtpreußen, beſtehend aus den Kreiſen der Regierungsbezirke Königs⸗ 
berg und Gumbinnen, 


und 


Weſtpreußen, beſtehend aus den Kreiſen der Regierungsbezirke Danzig 
und Marienwerder 
gebildet. 
8.2. 


Die Einrichtung der erforderlichen neuen Behörden für die Staatsver⸗ 
waltung in den neu gebildeten Provinzen ($. 1.) erfolgt nach näherer Vorſchrift 
der bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen und der Feſtſetzungen im Staats⸗ 
haushalts⸗Etat. N 

Bis zur erfolgten Einrichtung bleiben die gegenwärtigen ſtaatlichen Organe 
der Provinz Preußen für beide neuen Provinzen in Wirkfamkeit. 


8. 3. 


Jede der neuen Provinzen Oſtpreußen und Weſtpreußen bildet einen mit 
den Rechten einer Korporation ausgeſtatteten Kommunalverband zur Selbſtver⸗ 
waltung ſeiner Angelegenheiten nach Maßgabe der Vorſchriften der Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875. (Geſetz-Samml. S. 335.) und der dieſelbe 
ergänzenden Geſetze. 5 

Die Zahl der Mitglieder der Vertretungen (Provinziallandtage) der neu⸗ 
gebildeten Provinzen beſtimmt ſich nach den im F. 10. der Provinzialordnung 
vom 29. Juni 1875. für die Provinz Preußen gegebenen Vorſchriften. 

Es bleiben jedoch die gegenwärtigen Mitglieder des Provinziallandtages 
der Provinz Preußen bis zum Ablaufe ihrer Wahlperiode (F. 19. der Provinzial⸗ 
ordnung) dergeftalt in Wirkſamkeit, daß die Abgeordneten der zu den Regierungs⸗ 
bezirken Königsberg und Gumbinnen gehörigen Kreiſe die Vertretung der Provinz 
Oſtpreußen, die Abgeordneten der zu den Regierungsbezirken Danzig und 
Marienwerder gehörigen Kreiſe die Vertretung der Provinz Weſtpreußen bilden. 


$. 4. 
Die Theilung der Provinz Preußen tritt mit dem 1. April 1878. in 


Vollzug. 
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Von dieſem Zeitpunkte ab gehen die Rechte und Pflichten des bisherigen 
Provinzialverbandes von Preußen auf die neuen Provinzialverbände von Oſt⸗ 
und Weſtpreußen über, und zwar nach näherer Beſtimmung eines Ueberein⸗ 
kommens, welches, unbeſchadet aller were Dritter, unter Genehmigung 
des Staatsminiſteriums, zwiſchen den Vertretern Oſtpreußens einerſeits und den 
Vertretern Weſtpreußens andererſeits (F. 3. Abſatz 3.) zu treffen iſt. 

Zu dieſem Behufe treten dieſelben in geſonderten Verſammlungen e 
eur welche die $$. 26. bis 33. der Provinzialordnung ſinngemäße Anwendung 
finden. 

Wenn ein ſolches Uebereinkommen bis zum 15. Oktober 1877. nicht zu 
Stande kommt, erfolgt die betreffende Regelung durch Deieh. 

Streitigkeiten, welche bei Ausführung des Uebereinkommens entſtehen, 
unterliegen der Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichtes. 


§. 5. 


Die Vertheilung der auf die Ausführung oder Unterſtützung von Chauſſee⸗ 
bauten bezüglichen Verpflichtungen des Staates, in welche der Provinzialverband 
von Preußen nach $. 4. Abſatz 2. des Geſetzes vom 8. Juli 1875. Geſetz⸗ 
Samml. S. 497.) eingetreten iſt, hat nach dem im $. 2. des gedachten Geſetzes 
bezeichneten Maßſtabe zu erfolgen. 


$. 6. 


Bis zu der in Gemäßheit der $$. 4. und 5. dieſes Geſetzes bewirkten Aus⸗ 
einanderſetzung und bis zur Einrichtung der entſprechenden Organe für die 
kommunale Verwaltung der neuen Provinzen Oft- und Weſtpreußen bleiben 
die bisherigen kommunalen Organe der Provinz Preußen für die beiden neuen 
Provinzen in Wirkſamkeit. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 19. März 1877. 


0 (L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 
Hofmann. 
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(Nr. 8494.) Verordnung, betreffend die Kautionen von Beamten aus dem Bereiche des 
Finanzminiſteriums. Vom 24. März 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 3. des Geſetzes, betreffend die Kautionen der 
Staatsbeamten, vom 25. März 1873. (Geſetz-Samml. S. 125.), was folgt: 


Einziger Paragraph. 


An Stelle der in der Anlage zu $. 1. der Verordnung vom 10. Juli 
1874., betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Staats⸗ 
miniſteriums und des Finanzminiſteriums (Geſetz-Samml. S. 260.), unter V. A. 
Nr. 1. und 2. verzeichneten 1 Beamtenklaſſen im Bereiche der 
Verwaltung der direkten Steuern treten die folgenden Klaſſen: 

1) See Kaſſirer und Buchhalter bei der Königlichen Steuerkaſſe zu 
erlin 

2) Rendant und Kaſſirer bei der Kreiskaſſe zu Frankfurt a. M. 

Die Höhe der Kaution für die vorbezeichneten Beamtenklaſſen beträgt für: 

1) den Rendanten bei der Königlichen Steuerkaſſe zu Berlin 9000 Mark, 

den Kaſſirer daſelbſt 3000 Mark, die Buchhalter daſelbſt 3000 Mark,; 

2) den Rendanten bei der Kreiskaſſe zu Frankfurt a. M. 9000 Mark, den 

Kaſſirer daſelbſt 3000 Mark. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der vorgedachten Verordnung auch 
auf dieſe Beamtenklaſſen Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 24. März 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 


Ca mphauſen. | 


(Nr. 8494) Be⸗ 


=. 10 
Bekanntmachung. 


Nag Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Dezember 1876., wonach das durch Aller⸗ 
höchſten Erlaß vom 8. Juli 1868, für den Bau der Straßen, 1) von 
Wittower Fähre über Trent⸗Brener Brücke, Presnitz, Panſewitz nach 
Bergen und ) von Brener Brücke an der zuvor erwähnten Straße über 
Dreſchwiz bis zur Bergen⸗Stralſunder Chauſſee bei Samtens mit einer 
Abzweigung nach Gingſt verliehene Enteignungsrecht und das fiskaliſche 
Vorzugsrecht (Geſetz-Samml. für 1868. S. 757.) auf die an Stelle 
dieſer beiden Straßen zu erbauenden Chauſſeen von der Wittower Fähre 
über Kluis nach Bergen und von Kluis über Gingſt bis zur Bergen⸗ 
Stralſunder Chauſſee bei Samtens zur Anwendung kommen ſoll, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stralſund Jahrgang 1877. 
Nr. 11. S. 52., ausgegeben den 15. März 1877. 

2) das Allerhöchſte Privilegium vom 20. Dezember 1876. wegen Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des Rügenſchen 
Kreises im Betrage von 420,000 Mark II. Emiſſion durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Stralſund Jahrgang 1877. Nr. 11. 
S. 52. bis 54., ausgegeben den 15. März 1877. 5 

3) das Allerhöchſte Privilegium vom 20. Januar 1877. wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Stadtobligationen der Stadt Neuſtadt⸗ 
Magdeburg im Betrage von 200,000 Mark, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 11. S. 79./80., ausgegeben den 
17. März 1877.; | 

4) das am 10. Februar 1877. Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge 
noſſenſchaft zur Entwäſſerung des Zippnow⸗Haſenfierer Bruchs in den 
Kreiſen Deutſch⸗Crone und Neuſtettin, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Marienwerder Nr. 12. S. 73. bis 76., ausgegeben den 
21. März 1877. 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Februar 1877., betreffend das der Ge⸗ 
noſſenſchaft der linksemſiſchen Kanäle verliehene Recht, die zum Ausbau 
der nachfolgend bezeichneten Schiffahrtskanäle, 1) des Süd⸗Nordkanals 
in ſeiner Erſtreckung von Picardie bis zur Ems bei Rhede, 2) des Kanals 
Meppen » Hoogeren, 3) des Kanals Haaren » Stadtöfanal und 4) des 
Kanals Rhede⸗Bellingwolde erforderlichen, im Landdroſteibezirk Osnabrück 
belegenen Grundſtücke im Wege der Enteignung zu erwerben, durch das 
Amtsblatt für Hannover Nr. 13. S. 119., ausgegeben den 31. März 1877, 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). R 


